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TOP I.7 
 
 
Maßnahmen gegen missbräuchliche Vaterschaftsanerkennung zu 
Zwecken der Erlangung eines Aufenthaltstitels bzw. der deutschen 
Staatsangehörigkeit 
 
 
Berichterstattung: Bayern 
 
 
 
Die Justizministerinnen und Justizminister bitten die Bundesministerin der Justiz, zur 
Bekämpfung missbräuchlicher Vaterschaftsanerkennungen zu Zwecken der Erlan-
gung eines Aufenthaltstitels bzw. der deutschen Staatsangehörigkeit eine Änderung 
des Bürgerlichen Gesetzbuches vorzubereiten, die einem Träger öffentlicher Belange 
in diesen Fällen ein befristetes Anfechtungsrecht gewährt. 
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